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Editorial
Das Bundesverfassungsgericht hatte zu entscheiden, ob die 
Grundsteuer verfassungsmäßig ist. Wie bereits von vielen e
wartet, sind laut Urteil vom 10. April 2018 die Ermittlung der 
Einheitswerte und die Bemessung der Grundsteuer verfa
sungswidrig. Der Gesetzgeb
Dezember 2019 eine Neuregelung treffen. Nach einem Übe
gangszeitraum muss dann spätestens ab dem 1. Januar 2025 
eine Neuregelung gelten. Näheres hierzu finden Sie in uns
ren Steuernews.
 
In einem der letzten Monatsberichte de
ken zu den in 2016 durchgeführten Betriebsprüfungen aufg
listet. Danach wurden von etwa Mio. 7,8 Betrieben ca. 
186.000 geprüft und ein Mehrergebnis von Mrd. EUR 14 e
zielt. Die Analyse listet ferner auf, dass der Umfang der Pr
fungen u
jährigen Durchschnitt zurückgegangen sind. Eine Interpret
tion der Ergebnisse fehlt dagegen. In unserer praktischen T
tigkeit haben wir gerade in der letzten Zeit verstärkt den Ei
druck, dass die Finanzämter d
möchten und die Betriebsprüfungen spürbar ausweiten.
 
Aufgrund eines BFH
chung uneinbringlicher Gesellschafterdarlehen als nachträgl
che Anschaffungskosten bei den Einkünften nach §
nicht mehr möglich, sondern nur noch im 
verdeckter Kapitaleinlagen
durch den Gesellschafter besteht darin, den Verlust 
zu bringen
was künfti
beachten ist, um etwaige Forderungsausfälle weiterhin ste
ermindernd
 
In diesem Sinne wü
beim Lesen unseres 
 
Ihre Kanzlei
 
Dr. Langenmayr und Partner
Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte Steuerberater
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Bundesverfassungsgericht hatte zu entscheiden, ob die 
Grundsteuer verfassungsmäßig ist. Wie bereits von vielen e
wartet, sind laut Urteil vom 10. April 2018 die Ermittlung der 
Einheitswerte und die Bemessung der Grundsteuer verfa
sungswidrig. Der Gesetzgeber muss bis spätestens zum 31. 
Dezember 2019 eine Neuregelung treffen. Nach einem Übe
gangszeitraum muss dann spätestens ab dem 1. Januar 2025 
eine Neuregelung gelten. Näheres hierzu finden Sie in uns

In einem der letzten Monatsberichte des BMF werden Statist
ken zu den in 2016 durchgeführten Betriebsprüfungen aufg
listet. Danach wurden von etwa Mio. 7,8 Betrieben ca. 
186.000 geprüft und ein Mehrergebnis von Mrd. EUR 14 e
zielt. Die Analyse listet ferner auf, dass der Umfang der Pr

nd das erzielte Mehrergebnis gegenüber dem lan
jährigen Durchschnitt zurückgegangen sind. Eine Interpret
tion der Ergebnisse fehlt dagegen. In unserer praktischen T
tigkeit haben wir gerade in der letzten Zeit verstärkt den Ei
druck, dass die Finanzämter diesen Trend wieder umdrehen 
möchten und die Betriebsprüfungen spürbar ausweiten.
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Rechtsprechung
Gesellschafter
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und 

Der Ausfall von Gesellschafterdarlehen kann 
seit 
am 27.
trägliche Anschaffungskosten des Gesel
schafters bei den Einkünften nach §
steuermindernd berücksichtigt werden, so
dern nur noch, wenn es sich um offene oder 
verdeckte
schaft h
2017 
trauensschutzes gilt jedoch die bishe
Rechtsprechung bis zum 27.
fort, wenn der Steuerpflichtige bis dahin Da
lehen ge
ist. 
 
Wenn jedoch nach dem vorrangigen §
EStG eine Berücksichtigung der gewährten 
Finanzierungshilfen des Gesellschafters nicht 
in Frage kommt, besteht nach einem weit
ren neuen Urteil des BFH noch die Möglic
keit, da
privaten Darlehens beim Gesellschafter ein 
Verlust nach §
berücksichtigt wird (vgl. BFH
24. Oktober 
licht am 20.
 
Die Folgen dieser b
werden nachstehend erläutert:
 
1. Sehr häufig gewähren Gesellschafter ihrer 

GmbH ein Darlehen aus ihrem Privatve
mögen. Wenn das Darlehen aufgrund wir
schaftlicher Schwierigkeiten der Gesel
schaft später ausfällt, kann der Verlust 
Darlehens nach der bisherigen Rechtspr
chung zu nachträglichen Anschaffungsko
ten des Gesellschafters auf seine GmbH
Beteiligung führen und damit bei einer 
späteren Veräußerung der Geschäftsante
le den Veräußerungsgewinn mindern oder 
bei einer Auflösun
Auflösungsgewinn mindern bzw. den Au
lösungsverlust erhöhen.
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Der Ausfall von Gesellschafterdarlehen kann 
seit der Veröffentlich
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schafters bei den Einkünften nach §
steuermindernd berücksichtigt werden, so
dern nur noch, wenn es sich um offene oder 
verdeckte Einlagen in das Kapital der Gesel
schaft handelt (vgl. BFH
2017 - IX R 36/15). Aus Gründen des Ve
trauensschutzes gilt jedoch die bishe
Rechtsprechung bis zum 27.
fort, wenn der Steuerpflichtige bis dahin Da
lehen gewährt hat und die Krise eingetreten 
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Gesellschafter
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und 

Der Ausfall von Gesellschafterdarlehen kann 
der Veröffentlichung eines BFH

September 2017 nicht mehr als nac
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Finanzierungshilfen des Gesellschafters nicht 
in Frage kommt, besteht nach einem weit
ren neuen Urteil des BFH noch die Möglic

ss nach dem endgültigen Ausfall eines 
privaten Darlehens beim Gesellschafter ein 

 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG 
berücksichtigt wird (vgl. BFH

2017 - VIII R 13/15, veröffen
Dezember 2017).

Die Folgen dieser beiden wichtigen Urteile 
werden nachstehend erläutert:

Sehr häufig gewähren Gesellschafter ihrer 
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Beteiligung führen und damit bei einer 
späteren Veräußerung der Geschäftsante
le den Veräußerungsgewinn mindern oder 
bei einer Auflösung der Gesellschaft den 
Auflösungsgewinn mindern bzw. den Au
lösungsverlust erhöhen.
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Rechtsprechungsänderung zum 
Gesellschafterdarlehen
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und 
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17 EStG 
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dern nur noch, wenn es sich um offene oder 
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Urteil vom 11. Juli 
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Steuerberater 
Ähnliche Wirkungen können sich nach der 
bisherigen Rechtsprechung bei der Übe
nahme einer Bürgschaft durch den Gesel
schafter zugunsten seiner GmbH ergeben, 
wenn der Gesel
in Anspruch genommen wurde und seine 
Rückgriffs
wertlos geworden ist. Bisher haben der BFH 
und die Finanzverwaltung (vgl. BMF
Schreiben vom 21.
S 2244/08/
darauf abgestellt, ob es sich bei der Fina
zierungshilfe zivilrechtlich um Eigenkapit
lersatz handelt. Wenn dies bejaht wurde, 
wurde geprüft, in welcher Höhe durch die 
Finanzierungshilfe nachträgliche Anscha
fungskos
 
Zu den Ans
dieser Rechtsprechung neben den offenen 
und verdeckten Einlagen auch sonstige 
nachträgliche Aufwendungen auf die Bete
ligung, sofern diese durch das Gesel
schaftsverhältnis veranlasst und weder 
Werbungskosten bei den Einkünfte
Kapitalvermögen i.S.d. §
äußerungs
Einkünften i.S.d. §
der BFH nachträgliche Anschaffungskosten 
beim Ausfall des Anspruchs eines Gesel
schafters auf Rückzahlung des der Gesel
schaft gewährten Darlehens oder bei Za
lung des Gesellschafters auf eine Bür
schaft und Wertlosigkeit des gegen die G
sellschaft gerichteten Rückgriffsanspruchs 
angenommen, wenn die Hingabe des Da
lehens oder die Übernahme der Bürgschaft 
durch das Gesellschaft
war. Bei dieser Frage hat der BFH in der 
Vergangenheit darauf abgestellt, ob die F
nanzierungshilfe eigenkapitalersetzenden 
Charakter i.S.d. §§
hat, d. h. ob es sich aus Sicht des Zivi
rechts um funktionales Eigen
delt. 
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nahme einer Bürgschaft durch den Gesel
schafter zugunsten seiner GmbH ergeben, 

lschafter aus der Bürgschaft 
in Anspruch genommen wurde und seine 

forderung gegenüber der
wertlos geworden ist. Bisher haben der BFH 
und die Finanzverwaltung (vgl. BMF

 Oktober 2010 
10001, BStBl I 2010, 

darauf abgestellt, ob es sich bei der Fina
zierungshilfe zivilrechtlich um Eigenkapit
lersatz handelt. Wenn dies bejaht wurde, 
wurde geprüft, in welcher Höhe durch die 
Finanzierungshilfe nachträgliche Anscha

ten entstanden sind. 

chaffungskosten gehörten nach 
dieser Rechtsprechung neben den offenen 
und verdeckten Einlagen auch sonstige 
nachträgliche Aufwendungen auf die Bete
ligung, sofern diese durch das Gesel
schaftsverhältnis veranlasst und weder 
Werbungskosten bei den Einkünfte
Kapitalvermögen i.S.d. § 20 EStG noch Ve

oder Auflösungskosten bei den 
 17 EStG sind. Dabei hat 

der BFH nachträgliche Anschaffungskosten 
beim Ausfall des Anspruchs eines Gesel
schafters auf Rückzahlung des der Gesel

ft gewährten Darlehens oder bei Za
lung des Gesellschafters auf eine Bür
schaft und Wertlosigkeit des gegen die G
sellschaft gerichteten Rückgriffsanspruchs 
angenommen, wenn die Hingabe des Da
lehens oder die Übernahme der Bürgschaft 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst 
war. Bei dieser Frage hat der BFH in der 
Vergangenheit darauf abgestellt, ob die F
nanzierungshilfe eigenkapitalersetzenden 

rakter i.S.d. §§ 32a, 32b GmbH a.F. 
h. ob es sich aus Sicht des Zivi

rechts um funktionales Eigen

Ausfall von 

Ähnliche Wirkungen können sich nach der 
bisherigen Rechtsprechung bei der Übe
nahme einer Bürgschaft durch den Gesel
schafter zugunsten seiner GmbH ergeben, 

lschafter aus der Bürgschaft 
in Anspruch genommen wurde und seine 

genüber der GmbH 
wertlos geworden ist. Bisher haben der BFH 
und die Finanzverwaltung (vgl. BMF

2010 – IV C 6
10001, BStBl I 2010, S. 832) 

darauf abgestellt, ob es sich bei der Fina
zierungshilfe zivilrechtlich um Eigenkapit
lersatz handelt. Wenn dies bejaht wurde, 
wurde geprüft, in welcher Höhe durch die 
Finanzierungshilfe nachträgliche Anscha

chaffungskosten gehörten nach 
dieser Rechtsprechung neben den offenen 
und verdeckten Einlagen auch sonstige 
nachträgliche Aufwendungen auf die Bete
ligung, sofern diese durch das Gesel
schaftsverhältnis veranlasst und weder 
Werbungskosten bei den Einkünften aus 

20 EStG noch Ve
oder Auflösungskosten bei den 

17 EStG sind. Dabei hat 
der BFH nachträgliche Anschaffungskosten 
beim Ausfall des Anspruchs eines Gesel
schafters auf Rückzahlung des der Gesel

ft gewährten Darlehens oder bei Za
lung des Gesellschafters auf eine Bür
schaft und Wertlosigkeit des gegen die G
sellschaft gerichteten Rückgriffsanspruchs 
angenommen, wenn die Hingabe des Da
lehens oder die Übernahme der Bürgschaft 

sverhältnis veranlasst 
war. Bei dieser Frage hat der BFH in der 
Vergangenheit darauf abgestellt, ob die F
nanzierungshilfe eigenkapitalersetzenden 

32a, 32b GmbH a.F. 
h. ob es sich aus Sicht des Zivi

rechts um funktionales Eigenkapital ha

 

Ähnliche Wirkungen können sich nach der 
bisherigen Rechtsprechung bei der Über-
nahme einer Bürgschaft durch den Gesell-
schafter zugunsten seiner GmbH ergeben, 

lschafter aus der Bürgschaft 
in Anspruch genommen wurde und seine 

GmbH 
wertlos geworden ist. Bisher haben der BFH 
und die Finanzverwaltung (vgl. BMF-

C 6-
832) 

darauf abgestellt, ob es sich bei der Finan-
zierungshilfe zivilrechtlich um Eigenkapita-
lersatz handelt. Wenn dies bejaht wurde, 
wurde geprüft, in welcher Höhe durch die 
Finanzierungshilfe nachträgliche Anschaf-

chaffungskosten gehörten nach 
dieser Rechtsprechung neben den offenen 
und verdeckten Einlagen auch sonstige 
nachträgliche Aufwendungen auf die Betei-
ligung, sofern diese durch das Gesell-
schaftsverhältnis veranlasst und weder 

n aus 
20 EStG noch Ver-

oder Auflösungskosten bei den 
17 EStG sind. Dabei hat 

der BFH nachträgliche Anschaffungskosten 
beim Ausfall des Anspruchs eines Gesell-
schafters auf Rückzahlung des der Gesell-

ft gewährten Darlehens oder bei Zah-
lung des Gesellschafters auf eine Bürg-
schaft und Wertlosigkeit des gegen die Ge-
sellschaft gerichteten Rückgriffsanspruchs 
angenommen, wenn die Hingabe des Dar-
lehens oder die Übernahme der Bürgschaft 

sverhältnis veranlasst 
war. Bei dieser Frage hat der BFH in der 
Vergangenheit darauf abgestellt, ob die Fi-
nanzierungshilfe eigenkapitalersetzenden 

32a, 32b GmbH a.F. 
h. ob es sich aus Sicht des Zivil-

kapital han-
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 Ausgabe 
  

Rechtsprechung
Gesellschafter

Dies war der Fall, wenn der Gesellschafter 
der Gesellschaft in einer Krise, in der ihr die 
Gesellschafter als ordentliche Kaufleute nur 
noch Eigenkapital zugefügt 
sen ein Darlehen gewährt, eine Bürgschaft 
gestellt oder eine wirtschaftlich entsprechend 
andere Rechtshandlung vorgenommen hat. 
Hinsichtlich der Höhe von nachträglichen A
schaffungskosten hat der BFH
Zeitpunkt der gewährten Fin
differenzierend vier Fallgruppen gebildet:
 
· Gewährung der Finanzierungshilfe in der 

Krise 
Nennwerts der Finanzierungshilfe bei der 
Gewährung

· Stehenlassen einer Finanzierungshilfe in 
der Krise 
rungshilfe bei Stehenlassen (i.d.R. 

· Gewährung einer krisenbestimmten Fina
zierungshilfe 
rungshilfe bei Gewährung

· Gewährung eines Finanzplandarlehens 
Nennwert des Darlehens bei Gewährung.

 
Obwohl daher das Darle
Kriseneintritt und ohne eine Krisenbesti
mungsabrede gewährt wurde, mit dem St
henlassen in der Krise nach bisherigem Ve
ständnis eigenkapitalersetzend wurde, en
standen i.d.R. keine nachträglichen Anscha
fungskosten, weil für die Ermittlu
der nachträglichen Anschaffungskosten in 
diesem Fall der gemeine Wert in dem Zei
punkt maßgeblich ist, in dem der Gesellscha
ter das Darlehen mit Rücksicht auf das G
sellschaftsverhältnis nicht abzieht. Hier lag in 
vielen Fällen der Wert erhebl
Nennwert und wurde in der Praxis häufig mit 
EUR
 
Mit den
tober 
kapitalersatzrecht durch Streichung der 
§§ 32a, 32b GmbHG a.F. abgeschafft und 
durch einen in 
gelten generellen Nachrang sämtlicher G
sellschafterdarlehen und vergleichbarer F
nanzierungshilfen in der Insolvenz ersetzt.
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Rechtsprechung
Gesellschafter

Dies war der Fall, wenn der Gesellschafter 
der Gesellschaft in einer Krise, in der ihr die 
Gesellschafter als ordentliche Kaufleute nur 
noch Eigenkapital zugefügt 
sen ein Darlehen gewährt, eine Bürgschaft 
gestellt oder eine wirtschaftlich entsprechend 
andere Rechtshandlung vorgenommen hat. 
Hinsichtlich der Höhe von nachträglichen A
schaffungskosten hat der BFH
Zeitpunkt der gewährten Fin
differenzierend vier Fallgruppen gebildet:

Gewährung der Finanzierungshilfe in der 
Krise è Anschaffungskosten in Höhe des 
Nennwerts der Finanzierungshilfe bei der 
Gewährung 
Stehenlassen einer Finanzierungshilfe in 
der Krise è
rungshilfe bei Stehenlassen (i.d.R. 
Gewährung einer krisenbestimmten Fina
zierungshilfe 
rungshilfe bei Gewährung
Gewährung eines Finanzplandarlehens 
Nennwert des Darlehens bei Gewährung.

Obwohl daher das Darle
Kriseneintritt und ohne eine Krisenbesti
mungsabrede gewährt wurde, mit dem St
henlassen in der Krise nach bisherigem Ve
ständnis eigenkapitalersetzend wurde, en
standen i.d.R. keine nachträglichen Anscha
fungskosten, weil für die Ermittlu
der nachträglichen Anschaffungskosten in 
diesem Fall der gemeine Wert in dem Zei
punkt maßgeblich ist, in dem der Gesellscha
ter das Darlehen mit Rücksicht auf das G
sellschaftsverhältnis nicht abzieht. Hier lag in 
vielen Fällen der Wert erhebl
Nennwert und wurde in der Praxis häufig mit 
EUR 0,00 geschätzt.

Mit den Änderungen des MoMiG vom 23.
ber 2008 wurde das zivilrechtliche Eige

kapitalersatzrecht durch Streichung der 
32a, 32b GmbHG a.F. abgeschafft und 

durch einen in 
gelten generellen Nachrang sämtlicher G
sellschafterdarlehen und vergleichbarer F
nanzierungshilfen in der Insolvenz ersetzt.
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Rechtsprechung
Gesellschafter

Dies war der Fall, wenn der Gesellschafter 
der Gesellschaft in einer Krise, in der ihr die 
Gesellschafter als ordentliche Kaufleute nur 
noch Eigenkapital zugefügt 
sen ein Darlehen gewährt, eine Bürgschaft 
gestellt oder eine wirtschaftlich entsprechend 
andere Rechtshandlung vorgenommen hat. 
Hinsichtlich der Höhe von nachträglichen A
schaffungskosten hat der BFH
Zeitpunkt der gewährten Fin
differenzierend vier Fallgruppen gebildet:

Gewährung der Finanzierungshilfe in der 
Anschaffungskosten in Höhe des 

Nennwerts der Finanzierungshilfe bei der 
 

Stehenlassen einer Finanzierungshilfe in 
è gemeiner Wert

rungshilfe bei Stehenlassen (i.d.R. 
Gewährung einer krisenbestimmten Fina
zierungshilfe è Nennwert der Finanzi
rungshilfe bei Gewährung
Gewährung eines Finanzplandarlehens 
Nennwert des Darlehens bei Gewährung.

Obwohl daher das Darlehen, das vor dem 
Kriseneintritt und ohne eine Krisenbesti
mungsabrede gewährt wurde, mit dem St
henlassen in der Krise nach bisherigem Ve
ständnis eigenkapitalersetzend wurde, en
standen i.d.R. keine nachträglichen Anscha
fungskosten, weil für die Ermittlu
der nachträglichen Anschaffungskosten in 
diesem Fall der gemeine Wert in dem Zei
punkt maßgeblich ist, in dem der Gesellscha
ter das Darlehen mit Rücksicht auf das G
sellschaftsverhältnis nicht abzieht. Hier lag in 
vielen Fällen der Wert erhebl
Nennwert und wurde in der Praxis häufig mit 

0,00 geschätzt. 

Änderungen des MoMiG vom 23.
2008 wurde das zivilrechtliche Eige

kapitalersatzrecht durch Streichung der 
32a, 32b GmbHG a.F. abgeschafft und 

durch einen in § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO ger
gelten generellen Nachrang sämtlicher G
sellschafterdarlehen und vergleichbarer F
nanzierungshilfen in der Insolvenz ersetzt.

etter 
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Rechtsprechungsänderung zum Ausfall von 
Gesellschafterdarlehen

Dies war der Fall, wenn der Gesellschafter 
der Gesellschaft in einer Krise, in der ihr die 
Gesellschafter als ordentliche Kaufleute nur 
noch Eigenkapital zugefügt hätten, stattde
sen ein Darlehen gewährt, eine Bürgschaft 
gestellt oder eine wirtschaftlich entsprechend 
andere Rechtshandlung vorgenommen hat. 
Hinsichtlich der Höhe von nachträglichen A
schaffungskosten hat der BFH nach Art und 
Zeitpunkt der gewährten Finanzierungshilfe 
differenzierend vier Fallgruppen gebildet:

Gewährung der Finanzierungshilfe in der 
Anschaffungskosten in Höhe des 

Nennwerts der Finanzierungshilfe bei der 

Stehenlassen einer Finanzierungshilfe in 
gemeiner Wert der Finanzi

rungshilfe bei Stehenlassen (i.d.R. 
Gewährung einer krisenbestimmten Fina

Nennwert der Finanzi
rungshilfe bei Gewährung 
Gewährung eines Finanzplandarlehens 
Nennwert des Darlehens bei Gewährung.

hen, das vor dem 
Kriseneintritt und ohne eine Krisenbesti
mungsabrede gewährt wurde, mit dem St
henlassen in der Krise nach bisherigem Ve
ständnis eigenkapitalersetzend wurde, en
standen i.d.R. keine nachträglichen Anscha
fungskosten, weil für die Ermittlung der Höhe 
der nachträglichen Anschaffungskosten in 
diesem Fall der gemeine Wert in dem Zei
punkt maßgeblich ist, in dem der Gesellscha
ter das Darlehen mit Rücksicht auf das G
sellschaftsverhältnis nicht abzieht. Hier lag in 
vielen Fällen der Wert erheblich unter dem 
Nennwert und wurde in der Praxis häufig mit 

Änderungen des MoMiG vom 23.
2008 wurde das zivilrechtliche Eige

kapitalersatzrecht durch Streichung der 
32a, 32b GmbHG a.F. abgeschafft und 

39 Abs. 1 Nr. 5 InsO ger
gelten generellen Nachrang sämtlicher G
sellschafterdarlehen und vergleichbarer F
nanzierungshilfen in der Insolvenz ersetzt.

 

sänderung zum Ausfall von 
darlehen 

Dies war der Fall, wenn der Gesellschafter 
der Gesellschaft in einer Krise, in der ihr die 
Gesellschafter als ordentliche Kaufleute nur 

hätten, stattdes-
sen ein Darlehen gewährt, eine Bürgschaft 
gestellt oder eine wirtschaftlich entsprechend 
andere Rechtshandlung vorgenommen hat. 
Hinsichtlich der Höhe von nachträglichen An-

nach Art und 
anzierungshilfe 

differenzierend vier Fallgruppen gebildet: 

Gewährung der Finanzierungshilfe in der 
Anschaffungskosten in Höhe des 

Nennwerts der Finanzierungshilfe bei der 

Stehenlassen einer Finanzierungshilfe in 
der Finanzie-

rungshilfe bei Stehenlassen (i.d.R. € 0,00) 
Gewährung einer krisenbestimmten Finan-

Nennwert der Finanzie-

Gewährung eines Finanzplandarlehens è 
Nennwert des Darlehens bei Gewährung. 

hen, das vor dem 
Kriseneintritt und ohne eine Krisenbestim-
mungsabrede gewährt wurde, mit dem Ste-
henlassen in der Krise nach bisherigem Ver-
ständnis eigenkapitalersetzend wurde, ent-
standen i.d.R. keine nachträglichen Anschaf-

ng der Höhe 
der nachträglichen Anschaffungskosten in 
diesem Fall der gemeine Wert in dem Zeit-
punkt maßgeblich ist, in dem der Gesellschaf-
ter das Darlehen mit Rücksicht auf das Ge-
sellschaftsverhältnis nicht abzieht. Hier lag in 

ich unter dem 
Nennwert und wurde in der Praxis häufig mit 

Änderungen des MoMiG vom 23. Ok-
2008 wurde das zivilrechtliche Eigen-

kapitalersatzrecht durch Streichung der 
32a, 32b GmbHG a.F. abgeschafft und 

39 Abs. 1 Nr. 5 InsO gere-
gelten generellen Nachrang sämtlicher Ge-
sellschafterdarlehen und vergleichbarer Fi-
nanzierungshilfen in der Insolvenz ersetzt. 

 

sänderung zum Ausfall von 
 

Finanzierungshilfen sind damit nach Auffa
sung des IX. Senats des BFH (IX R 36/15) 
nicht mehr wie Eige
daher ist es auch nicht mehr gerechtfertigt, 
sie als nachträgliche Anschaffungskosten zu 
berücksichtigen. Stattdessen hat sich der
schaffungskostenbegriff nach dem auch im 
Steuerrecht anzuwendenden §
HGB zu richten, so da
schaffungskosten nur noch bei offenen und 
verdeckten Einlagen i.S.d. Handels
Steuerbilanzrechts vorliegen oder wenn die 
Finanzierungshilfe aufgrund vertraglicher A
reden mit einer Einlage in das Gesellschaft
vermögen vergleichbar is
Literatur z.T. stark angegriffen.
 
Diese Rechtsprechungsänderung betrifft a
lerdings nur den Fall, dass die Geschäftsa
teile und die Darlehensforderungen im Pr
vatvermögen des Gesellschafters liegen. 
Werden die Geschäftsanteile und die 
hensforderungen im Betriebsvermögen g
halten, so gelten ande
 
Da die Rechtsprechungsänderung graviere
de Folgen für den Steuerpflichtigen hat, hat 
sich der BFH veranlasst gesehen, eine Ve
trauensschutzregelung dahingehend zu tre
fen, dass di
grundsätze weiterhin anzuwenden sind, wenn 
der Steuerpflichtige bis ein
September 
schaftliche Disposition getroffen hat“. Dies 
war nach den bisherigen Grundsätzen en
weder der Zeit
vornherein eigenkapitalersetzenden Finanzi
rungshilfe oder ein Stehenlassen seiner F
nanzierungshilfe bei Eintritt der Krise.
 
Zukünftig ist bis auf weiteres also zu beac
ten, dass nachträgliche Anschaffungskosten 
nur noch durch
GmbHG, sonstige Zuzahlungen nach §
Abs. 2 Nr. 4 HGB wie Einzahlungen in die K
pitalrücklage, durch Barzuschüsse oder durch 
den Verzicht auf eine noch werthaltige Ford
rung entstehen.

sänderung zum Ausfall von 

Finanzierungshilfen sind damit nach Auffa
sung des IX. Senats des BFH (IX R 36/15) 
nicht mehr wie Eige
daher ist es auch nicht mehr gerechtfertigt, 
sie als nachträgliche Anschaffungskosten zu 
berücksichtigen. Stattdessen hat sich der
schaffungskostenbegriff nach dem auch im 

errecht anzuwendenden §
HGB zu richten, so da
schaffungskosten nur noch bei offenen und 
verdeckten Einlagen i.S.d. Handels
Steuerbilanzrechts vorliegen oder wenn die 
Finanzierungshilfe aufgrund vertraglicher A
reden mit einer Einlage in das Gesellschaft
vermögen vergleichbar is
Literatur z.T. stark angegriffen.

Diese Rechtsprechungsänderung betrifft a
lerdings nur den Fall, dass die Geschäftsa
teile und die Darlehensforderungen im Pr
vatvermögen des Gesellschafters liegen. 
Werden die Geschäftsanteile und die 
hensforderungen im Betriebsvermögen g
halten, so gelten ande

Da die Rechtsprechungsänderung graviere
de Folgen für den Steuerpflichtigen hat, hat 
sich der BFH veranlasst gesehen, eine Ve
trauensschutzregelung dahingehend zu tre
fen, dass die bisherigen Rechtsprechung
grundsätze weiterhin anzuwenden sind, wenn 
der Steuerpflichtige bis ein
September 2017 „die für ihn endgültige wir
schaftliche Disposition getroffen hat“. Dies 
war nach den bisherigen Grundsätzen en
weder der Zeitpunkt der Hingabe einer von 
vornherein eigenkapitalersetzenden Finanzi
rungshilfe oder ein Stehenlassen seiner F
nanzierungshilfe bei Eintritt der Krise.

Zukünftig ist bis auf weiteres also zu beac
ten, dass nachträgliche Anschaffungskosten 
nur noch durch Nachschüsse i.S.d. §§
GmbHG, sonstige Zuzahlungen nach §
Abs. 2 Nr. 4 HGB wie Einzahlungen in die K
pitalrücklage, durch Barzuschüsse oder durch 
den Verzicht auf eine noch werthaltige Ford
rung entstehen. 

sänderung zum Ausfall von 

Finanzierungshilfen sind damit nach Auffa
sung des IX. Senats des BFH (IX R 36/15) 
nicht mehr wie Eigenkapital gebunden und 
daher ist es auch nicht mehr gerechtfertigt, 
sie als nachträgliche Anschaffungskosten zu 
berücksichtigen. Stattdessen hat sich der
schaffungskostenbegriff nach dem auch im 

errecht anzuwendenden §
HGB zu richten, so dass nachträgliche A
schaffungskosten nur noch bei offenen und 
verdeckten Einlagen i.S.d. Handels
Steuerbilanzrechts vorliegen oder wenn die 
Finanzierungshilfe aufgrund vertraglicher A
reden mit einer Einlage in das Gesellschaft
vermögen vergleichbar ist. Dies wird in der 
Literatur z.T. stark angegriffen. 

Diese Rechtsprechungsänderung betrifft a
lerdings nur den Fall, dass die Geschäftsa
teile und die Darlehensforderungen im Pr
vatvermögen des Gesellschafters liegen. 
Werden die Geschäftsanteile und die 
hensforderungen im Betriebsvermögen g
halten, so gelten andere Regeln.

Da die Rechtsprechungsänderung graviere
de Folgen für den Steuerpflichtigen hat, hat 
sich der BFH veranlasst gesehen, eine Ve
trauensschutzregelung dahingehend zu tre

e bisherigen Rechtsprechung
grundsätze weiterhin anzuwenden sind, wenn 
der Steuerpflichtige bis einschließlich 27. 

2017 „die für ihn endgültige wir
schaftliche Disposition getroffen hat“. Dies 
war nach den bisherigen Grundsätzen en

punkt der Hingabe einer von 
vornherein eigenkapitalersetzenden Finanzi
rungshilfe oder ein Stehenlassen seiner F
nanzierungshilfe bei Eintritt der Krise.

Zukünftig ist bis auf weiteres also zu beac
ten, dass nachträgliche Anschaffungskosten 

Nachschüsse i.S.d. §§
GmbHG, sonstige Zuzahlungen nach §
Abs. 2 Nr. 4 HGB wie Einzahlungen in die K
pitalrücklage, durch Barzuschüsse oder durch 
den Verzicht auf eine noch werthaltige Ford

sänderung zum Ausfall von 

Finanzierungshilfen sind damit nach Auffa
sung des IX. Senats des BFH (IX R 36/15) 

nkapital gebunden und 
daher ist es auch nicht mehr gerechtfertigt, 
sie als nachträgliche Anschaffungskosten zu 
berücksichtigen. Stattdessen hat sich der A
schaffungskostenbegriff nach dem auch im 

errecht anzuwendenden § 255 Abs.
ss nachträgliche A

schaffungskosten nur noch bei offenen und 
verdeckten Einlagen i.S.d. Handels- und 
Steuerbilanzrechts vorliegen oder wenn die 
Finanzierungshilfe aufgrund vertraglicher A
reden mit einer Einlage in das Gesellschaft

t. Dies wird in der 
 

Diese Rechtsprechungsänderung betrifft a
lerdings nur den Fall, dass die Geschäftsa
teile und die Darlehensforderungen im Pr
vatvermögen des Gesellschafters liegen. 
Werden die Geschäftsanteile und die Darl
hensforderungen im Betriebsvermögen g

re Regeln. 

Da die Rechtsprechungsänderung graviere
de Folgen für den Steuerpflichtigen hat, hat 
sich der BFH veranlasst gesehen, eine Ve
trauensschutzregelung dahingehend zu tre

e bisherigen Rechtsprechung
grundsätze weiterhin anzuwenden sind, wenn 

schließlich 27. 
2017 „die für ihn endgültige wir

schaftliche Disposition getroffen hat“. Dies 
war nach den bisherigen Grundsätzen en

punkt der Hingabe einer von 
vornherein eigenkapitalersetzenden Finanzi
rungshilfe oder ein Stehenlassen seiner F
nanzierungshilfe bei Eintritt der Krise. 

Zukünftig ist bis auf weiteres also zu beac
ten, dass nachträgliche Anschaffungskosten 

Nachschüsse i.S.d. §§ 26 ff. 
GmbHG, sonstige Zuzahlungen nach § 272 
Abs. 2 Nr. 4 HGB wie Einzahlungen in die K
pitalrücklage, durch Barzuschüsse oder durch 
den Verzicht auf eine noch werthaltige Ford

 

Finanzierungshilfen sind damit nach Auffas-
sung des IX. Senats des BFH (IX R 36/15) 

nkapital gebunden und 
daher ist es auch nicht mehr gerechtfertigt, 
sie als nachträgliche Anschaffungskosten zu 

An-
schaffungskostenbegriff nach dem auch im 

255 Abs. 1 
ss nachträgliche An-

schaffungskosten nur noch bei offenen und 
und 

Steuerbilanzrechts vorliegen oder wenn die 
Finanzierungshilfe aufgrund vertraglicher Ab-
reden mit einer Einlage in das Gesellschafts-

t. Dies wird in der 

Diese Rechtsprechungsänderung betrifft al-
lerdings nur den Fall, dass die Geschäftsan-
teile und die Darlehensforderungen im Pri-
vatvermögen des Gesellschafters liegen. 

Darle-
hensforderungen im Betriebsvermögen ge-

Da die Rechtsprechungsänderung gravieren-
de Folgen für den Steuerpflichtigen hat, hat 
sich der BFH veranlasst gesehen, eine Ver-
trauensschutzregelung dahingehend zu tref-

e bisherigen Rechtsprechungs-
grundsätze weiterhin anzuwenden sind, wenn 

schließlich 27. 
2017 „die für ihn endgültige wirt-

schaftliche Disposition getroffen hat“. Dies 
war nach den bisherigen Grundsätzen ent-

punkt der Hingabe einer von 
vornherein eigenkapitalersetzenden Finanzie-
rungshilfe oder ein Stehenlassen seiner Fi-

Zukünftig ist bis auf weiteres also zu beach-
ten, dass nachträgliche Anschaffungskosten 

26 ff. 
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Abs. 2 Nr. 4 HGB wie Einzahlungen in die Ka-
pitalrücklage, durch Barzuschüsse oder durch 
den Verzicht auf eine noch werthaltige Forde-
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Rechtsprechung
Gesellschafter

Fremdkapitalhilfen des Gesellschafters 
können danach nur noch im Ausnahmefall 
zu Anschaffungskosten der Beteiligung 
führen, wenn die vom Gesellschafter g
währte Fremdkapitalhilfe aufgrund der 
vertraglichen Abreden mit der 
einer Einlage in das Gesellschaftsverm
gen wirtschaftlich vergleichbar ist. 
kann nach Auffassung des BFH dann etwa 
der Fall sein, wenn bei einem Gesellscha
terdarlehen dessen Rückzahlung auf der 
Grundlage der von den Beteiligten g
troffenen 
weise der Vereinbarung eines Rangrüc
tritts i.S.d. §
lichen denselben Voraussetzungen unte
liegt wie die Rückzahlung von Eigenkapital 
(vgl. BFH
R 100/10, BStBl 2012 II
Darlehen wäre auch bilanzsteuerlich wie 
zusätzliches Eigenkapital zu beha
(vgl. BFH
44/14, BStBl 2015 II, S.
10.
S. 670). 
auf den Rangrücktritt i.S.d. §
EStG unklar. Hier bleibt eine zukünftige 
Präzisierung des BFH abzuwarten.
 
Zukünftig empfiehlt es sich, die Kapitalg
sellschaft im Falle einer sich anbahnenden 
Krisensituation mit Eigenkapital (z.
zuschüsse i
Fremdkapital auszustatten. Auch von einer 
Gewährung einer Gesellschafterbürgschaft 
zugunsten der GmbH ist in diesem Fall 
künftig abzu
 

2. Das
des BFH vom 24. Oktober 
(VIII
Zuge, wenn die vorrangige Vorschrift des 
§
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG gehört auch der 
Gewinn aus der Veräußerung von sonst
gen Kapitalforderungen jeder Art nach 
Ei
Einkünften aus Kapitalvermögen.
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Darlehen wäre auch bilanzsteuerlich wie 
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(vgl. BFH-Urteil vom 15.
44/14, BStBl 2015 II, S.
10. August 2016 I R 25/15, BStBl 2017 II, 
S. 670). Allerdings ist der Hinweis des BFH
auf den Rangrücktritt i.S.d. §
EStG unklar. Hier bleibt eine zukünftige 
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Zukünftig empfiehlt es sich, die Kapitalg
sellschaft im Falle einer sich anbahnenden 
Krisensituation mit Eigenkapital (z.
zuschüsse i
Fremdkapital auszustatten. Auch von einer 
Gewährung einer Gesellschafterbürgschaft 
zugunsten der GmbH ist in diesem Fall 
künftig abzu
 
Das zitierte zweite Urteil des
des BFH vom 24. Oktober 
(VIII R 13/15) 
Zuge, wenn die vorrangige Vorschrift des 
§ 17 EStG nicht weiterhilft. Gemäß §
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG gehört auch der 
Gewinn aus der Veräußerung von sonst
gen Kapitalforderungen jeder Art nach 
Einführung der Abgeltungsteue
Einkünften aus Kapitalvermögen.
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führen, wenn die vom Gesellschafter g
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einer Einlage in das Gesellschaftsverm
gen wirtschaftlich vergleichbar ist. 
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lichen denselben Voraussetzungen unte
liegt wie die Rückzahlung von Eigenkapital 
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zugunsten der GmbH ist in diesem Fall 
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des BFH vom 24. Oktober 

/15) kommt eventuell dann zum 
Zuge, wenn die vorrangige Vorschrift des 
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Rechtsprechungsänderung zum Ausfall
Gesellschafterdarlehen

Fremdkapitalhilfen des Gesellschafters 
können danach nur noch im Ausnahmefall 
zu Anschaffungskosten der Beteiligung 
führen, wenn die vom Gesellschafter g
währte Fremdkapitalhilfe aufgrund der 
vertraglichen Abreden mit der Zuführung 
einer Einlage in das Gesellschaftsverm
gen wirtschaftlich vergleichbar ist. 
kann nach Auffassung des BFH dann etwa 
der Fall sein, wenn bei einem Gesellscha
terdarlehen dessen Rückzahlung auf der 
Grundlage der von den Beteiligten g

Vereinbarungen - wie beispiel
weise der Vereinbarung eines Rangrüc

5 Abs. 2a EStG - im Wesen
lichen denselben Voraussetzungen unte
liegt wie die Rückzahlung von Eigenkapital 

September 2011 
R 100/10, BStBl 2012 II, S. 332).
Darlehen wäre auch bilanzsteuerlich wie 
zusätzliches Eigenkapital zu beha

Urteil vom 15. April 2015 I R 
44/14, BStBl 2015 II, S. 769; vom 

2016 I R 25/15, BStBl 2017 II, 
Allerdings ist der Hinweis des BFH

auf den Rangrücktritt i.S.d. § 5 Abs. 2a 
EStG unklar. Hier bleibt eine zukünftige 
Präzisierung des BFH abzuwarten. 

Zukünftig empfiehlt es sich, die Kapitalg
sellschaft im Falle einer sich anbahnenden 
Krisensituation mit Eigenkapital (z.

n Kapitalrücklage) statt mit 
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Gewährung einer Gesellschafterbürgschaft 
zugunsten der GmbH ist in diesem Fall 

zitierte zweite Urteil des VIII. Senats 
des BFH vom 24. Oktober 

kommt eventuell dann zum 
Zuge, wenn die vorrangige Vorschrift des 

17 EStG nicht weiterhilft. Gemäß §
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG gehört auch der 
Gewinn aus der Veräußerung von sonst
gen Kapitalforderungen jeder Art nach 

führung der Abgeltungsteuer zu den 
Einkünften aus Kapitalvermögen. 

 

sänderung zum Ausfall
darlehen 

Fremdkapitalhilfen des Gesellschafters 
können danach nur noch im Ausnahmefall 
zu Anschaffungskosten der Beteiligung 
führen, wenn die vom Gesellschafter ge-
währte Fremdkapitalhilfe aufgrund der 

Zuführung 
einer Einlage in das Gesellschaftsvermö-
gen wirtschaftlich vergleichbar ist. Dies 
kann nach Auffassung des BFH dann etwa 
der Fall sein, wenn bei einem Gesellschaf-
terdarlehen dessen Rückzahlung auf der 
Grundlage der von den Beteiligten ge-

wie beispiels-
weise der Vereinbarung eines Rangrück-

im Wesent-
lichen denselben Voraussetzungen unter-
liegt wie die Rückzahlung von Eigenkapital 

2011 - I 
332). Dieses 

Darlehen wäre auch bilanzsteuerlich wie 
zusätzliches Eigenkapital zu behandeln 

2015 I R 
769; vom 

2016 I R 25/15, BStBl 2017 II, 
Allerdings ist der Hinweis des BFH 

5 Abs. 2a 
EStG unklar. Hier bleibt eine zukünftige 

 

Zukünftig empfiehlt es sich, die Kapitalge-
sellschaft im Falle einer sich anbahnenden 
Krisensituation mit Eigenkapital (z. B. Bar-

n Kapitalrücklage) statt mit 
Fremdkapital auszustatten. Auch von einer 
Gewährung einer Gesellschafterbürgschaft 
zugunsten der GmbH ist in diesem Fall 

VIII. Senats 
des BFH vom 24. Oktober 2017 

kommt eventuell dann zum 
Zuge, wenn die vorrangige Vorschrift des 

17 EStG nicht weiterhilft. Gemäß § 20 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG gehört auch der 
Gewinn aus der Veräußerung von sonsti-
gen Kapitalforderungen jeder Art nach 

r zu den 

 

sänderung zum Ausfall
 

Darunter fällt nicht
ner privaten Darlehensforderung durch den 
Gesellschafter, sondern auch die Veräuß
rung einer Rückgriffsforderung des Gesel
schafters als Bürge. Der BFH setzt den Fo
derungsausfall mit einer Veräußerung der 
Forderung gleich und kommt so zur Berüc
sichtigung der mit dem Forderungsausfall 
verbundenen Aufwendungen nach §
4 i.V.m. §
 
Der endgültige Ausfall einer solchen Kap
talforderung im Privatver
zu einem steuerlich anzuerkennenden Ve
lust. Der BFH begründet dies damit, dass 
auch die Übertragung wertloser Wir
schaftsgüter ohne Gegenleistung zu einem 
Veräußerungsverlust führt und deshalb der 
Ausfall der Rückzahlung einer Kapitalford
rung gleichzustellen ist. Wirtschaftlich b
trachtet macht es keinen Unterschied, ob 
der Steuerpflichtige die Forderung noch 
kurz vor dem Ausfall zu null veräußert oder 
ob er sie, weil er keinen Käufer findet oder 
auf eine Quote hofft, behält. In beiden Fä
len erleidet der Steuerpflichtige eine „Ei
buße seiner wirtschaftlichen Leistungsfähi
keit“, die die gleiche steuerliche Berücksic
tigung finden muss. Die Gefahr einer au
ufernden Verlustnutzung ist lt. BFH nicht 
größer als beim Verkauf der Forderung und 
wird durch die Ve
des § 20
 
Allerdings liegt ein steuerbarer Verlust au
grund eines Forderungsausfalls nach §
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 Satz 2 und Abs. 4 EStG 
erst dann vor, wenn endgültig feststeht, 
dass über 
keine weiteren Rückzahlungen mehr erfo
gen werden. Die Eröffnung eines Insolven
verfahrens über das Vermögen des Schul
ners reicht nach Auffassung des BFH in aller 
Regel hierfür nicht aus. Etwas anderes soll 
gelten, wenn die
verfahrens mangels Masse abgelehnt wo
den ist oder wenn aus anderen Gründen 
feststeht, dass keine Rü
erwarten ist.
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Darunter fällt nicht 
ner privaten Darlehensforderung durch den 
Gesellschafter, sondern auch die Veräuß
rung einer Rückgriffsforderung des Gesel
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Eröffnung des Insolven
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den ist oder wenn aus anderen Gründen 
feststeht, dass keine Rückzahlung mehr zu 
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Rechtsprechung
Gesellschafter

 Die Höhe des 
rechnet sich nach §
Unterschied zwischen den Einnahmen aus 
den Rückzahlungen nach Abzug der Au
wendungen, die im unmittelbaren sachl
chen Zusammenhang mit dem Ausfall der 
Forderung stehen, und den Anschaffung
kost
gen, die von der Abgeltungsteuer erfasst 
werden.

 
 Die in der Praxis häufig empfohlene Au

weichgestaltung der Veräußerung der im 
Wert geminderten Forderung, die der BFH 
in seiner oben zitierten Entscheidung als 
Begründu
sätzlich toleriert, ist daher nur noch in B
tracht zu ziehen, um eventuelle Unsiche
heiten bezüglich des Zeitpunkts der Ve
lustentste

 
 Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass 

noch ein weiteres Verfahren be
des BFH zur gleichen Rechtsfrage anhä
gig ist (X R 9/17). Es ist nicht ausg
schlossen, dass unterschiedliche Senate 
des BFH abweichende Auffassungen ve
treten. Dann müsste der X. Senat alle
dings die Sache wohl dem Großen Senat 
zur Klärung vorl

 
3. Für den Ausfall eines Gesellschafterdarl

hens oder die Regressforderung eines G
sellschafter
levanz, ob die Forderung des Gesellscha
ters der Abgeltungsteuer unterliegt oder 
nicht. Dies bestimmt sich danach, ob der 
Ge
der Gesellschaft beteiligt ist oder mit w
niger als 10
mindestens 10
teiligt, so ist die Nutzung des Verlustes im 
Rahmen des §
rechnung mit tar
möglich.
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Rechtsprechung
Gesellschafter

Die Höhe des 
rechnet sich nach §
Unterschied zwischen den Einnahmen aus 
den Rückzahlungen nach Abzug der Au
wendungen, die im unmittelbaren sachl
chen Zusammenhang mit dem Ausfall der 
Forderung stehen, und den Anschaffung
kosten. Das Urteil gilt für alle Forderu
gen, die von der Abgeltungsteuer erfasst 
werden. 

Die in der Praxis häufig empfohlene Au
weichgestaltung der Veräußerung der im 
Wert geminderten Forderung, die der BFH 
in seiner oben zitierten Entscheidung als 
Begründung heranzieht und damit grun
sätzlich toleriert, ist daher nur noch in B
tracht zu ziehen, um eventuelle Unsiche
heiten bezüglich des Zeitpunkts der Ve
lustentstehung zu vermeiden.

Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass 
noch ein weiteres Verfahren be
des BFH zur gleichen Rechtsfrage anhä
gig ist (X R 9/17). Es ist nicht ausg
schlossen, dass unterschiedliche Senate 
des BFH abweichende Auffassungen ve
treten. Dann müsste der X. Senat alle
dings die Sache wohl dem Großen Senat 
zur Klärung vorl

Für den Ausfall eines Gesellschafterdarl
hens oder die Regressforderung eines G
sellschafter-Bürgen ist von erheblicher R
levanz, ob die Forderung des Gesellscha
ters der Abgeltungsteuer unterliegt oder 
nicht. Dies bestimmt sich danach, ob der 
Gesellschafter mit mindestens 10
der Gesellschaft beteiligt ist oder mit w
niger als 10 
mindestens 10
teiligt, so ist die Nutzung des Verlustes im 
Rahmen des §
rechnung mit tar
möglich. 
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Die Höhe des Rückzahlungsverlustes e
rechnet sich nach § 20 Abs. 4 EStG als 
Unterschied zwischen den Einnahmen aus 
den Rückzahlungen nach Abzug der Au
wendungen, die im unmittelbaren sachl
chen Zusammenhang mit dem Ausfall der 
Forderung stehen, und den Anschaffung

en. Das Urteil gilt für alle Forderu
gen, die von der Abgeltungsteuer erfasst 

Die in der Praxis häufig empfohlene Au
weichgestaltung der Veräußerung der im 
Wert geminderten Forderung, die der BFH 
in seiner oben zitierten Entscheidung als 

ng heranzieht und damit grun
sätzlich toleriert, ist daher nur noch in B
tracht zu ziehen, um eventuelle Unsiche
heiten bezüglich des Zeitpunkts der Ve

hung zu vermeiden.

Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass 
noch ein weiteres Verfahren be
des BFH zur gleichen Rechtsfrage anhä
gig ist (X R 9/17). Es ist nicht ausg
schlossen, dass unterschiedliche Senate 
des BFH abweichende Auffassungen ve
treten. Dann müsste der X. Senat alle
dings die Sache wohl dem Großen Senat 
zur Klärung vorlegen. 

Für den Ausfall eines Gesellschafterdarl
hens oder die Regressforderung eines G

Bürgen ist von erheblicher R
levanz, ob die Forderung des Gesellscha
ters der Abgeltungsteuer unterliegt oder 
nicht. Dies bestimmt sich danach, ob der 

sellschafter mit mindestens 10
der Gesellschaft beteiligt ist oder mit w

 %. Ist der Gesellschafter mit 
mindestens 10 % an der Gesellschaft b
teiligt, so ist die Nutzung des Verlustes im 
Rahmen des § 20 EStG durch volle Ve
rechnung mit tarifbesteuerten Einkünften 

etter 
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Rechtsprechungsänderung zum Ausfall von 
Gesellschafterdarlehen

Rückzahlungsverlustes e
20 Abs. 4 EStG als 

Unterschied zwischen den Einnahmen aus 
den Rückzahlungen nach Abzug der Au
wendungen, die im unmittelbaren sachl
chen Zusammenhang mit dem Ausfall der 
Forderung stehen, und den Anschaffung

en. Das Urteil gilt für alle Forderu
gen, die von der Abgeltungsteuer erfasst 

Die in der Praxis häufig empfohlene Au
weichgestaltung der Veräußerung der im 
Wert geminderten Forderung, die der BFH 
in seiner oben zitierten Entscheidung als 

ng heranzieht und damit grun
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Bürgen ist von erheblicher Re-
levanz, ob die Forderung des Gesellschaf-
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Ist der Gesellschafter mit weniger als 10
beteiligt, wirkt sich der Verlust bei Anwe
dung des §
dertarifs des §
25 % zuzüg
 
Darauf hinzuwei
dem Komplex noch mehrere Revisionsve
fahren beim BFH anhängig sind und dass 
die Finanzverwaltung sich bisher noch nicht 
zu den neuen Urteilen geäußert hat, so dass 
die weitere Entwicklung sorgfältig beobac
tet und bei der zukünf
rücksichtigt werden muss.
 
 
 
Kontakt für weitere Informationen:
 

 
 
 

sänderung zum Ausfall von 

Ist der Gesellschafter mit weniger als 10
beteiligt, wirkt sich der Verlust bei Anwe
dung des § 20 EStG im Rahmen des So
dertarifs des § 32d EStG nur in Höhe von 

% zuzüglich Solidaritätszuschlag aus.

Darauf hinzuweisen ist allerdings, dass zu 
dem Komplex noch mehrere Revisionsve
fahren beim BFH anhängig sind und dass 
die Finanzverwaltung sich bisher noch nicht 
zu den neuen Urteilen geäußert hat, so dass 
die weitere Entwicklung sorgfältig beobac
tet und bei der zukünf
rücksichtigt werden muss.
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Steuerberater
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Neues zur Going
Entwurf IDW EPS 270
 
Der Entwurf des IDW Prüfungsstandards: 
„Die Beurteilung der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit im Rahmen der Abschlus
prüfung“ (IDW EPS 270 n.F.) formuliert ers
mals ausdrücklich die Anforderung an die g
setzlichen
lung eines Lageberichts, sondern davon u
abhängig auch bei der Aufstellung eines A
schlusses eine Going
treffen. Das gilt auch dann, wenn kein A
hang zu erstellen ist. Um diese Annahme zu 
treffen, hab
beurteilen,
 
· ob Ereignisse oder Gegebenheiten vorli

gen, die bedeutsame Zweifel an der F
higkeit des Unternehmens zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können, und gegebenenfalls

 
· wie hoch die 

diese den Bestand des Unternehmens g
fährden könnten.

 
Eine Bilanzierung unter Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfü
rung der Unternehmenstätigkeit ist unang
messen, wenn die gesetzlichen Vertreter
 
· mit hoher Wah

sind (d.
ben keine realistische Alternative hierzu) 
oder

 
· sich dafür entschieden haben,
 
das gesamte Unternehmen zu liquidieren 
der die Geschäftstätigkeit einzustellen. Diese 
Voraussetzungen sind b
ben, wenn das Management feststellt, dass 
eine Insolvenzantragspflicht vorliegt, ein I
solvenzantrag gestellt wurde oder ein Inso
venzverfahren über das Vermögen der G
sellschaft eröffnet wurde.
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Neues zur Going
Entwurf IDW EPS 270

Der Entwurf des IDW Prüfungsstandards: 
„Die Beurteilung der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit im Rahmen der Abschlus
prüfung“ (IDW EPS 270 n.F.) formuliert ers
mals ausdrücklich die Anforderung an die g
setzlichen Vertreter, nicht nur bei der Aufste
lung eines Lageberichts, sondern davon u
abhängig auch bei der Aufstellung eines A
schlusses eine Going
treffen. Das gilt auch dann, wenn kein A
hang zu erstellen ist. Um diese Annahme zu 
treffen, haben die gesetzlichen Vertreter zu 
beurteilen, 

ob Ereignisse oder Gegebenheiten vorli
gen, die bedeutsame Zweifel an der F
higkeit des Unternehmens zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können, und gegebenenfalls

wie hoch die 
diese den Bestand des Unternehmens g
fährden könnten.

Eine Bilanzierung unter Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfü
rung der Unternehmenstätigkeit ist unang
messen, wenn die gesetzlichen Vertreter

mit hoher Wah
sind (d. h. die gesetzlichen Vertreter h
ben keine realistische Alternative hierzu) 
oder 

sich dafür entschieden haben,

das gesamte Unternehmen zu liquidieren 
der die Geschäftstätigkeit einzustellen. Diese 
Voraussetzungen sind b
ben, wenn das Management feststellt, dass 
eine Insolvenzantragspflicht vorliegt, ein I
solvenzantrag gestellt wurde oder ein Inso
venzverfahren über das Vermögen der G
sellschaft eröffnet wurde.
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Neues zur Going-Concern
Entwurf IDW EPS 270 

Der Entwurf des IDW Prüfungsstandards: 
„Die Beurteilung der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit im Rahmen der Abschlus
prüfung“ (IDW EPS 270 n.F.) formuliert ers
mals ausdrücklich die Anforderung an die g

Vertreter, nicht nur bei der Aufste
lung eines Lageberichts, sondern davon u
abhängig auch bei der Aufstellung eines A
schlusses eine Going-Concern
treffen. Das gilt auch dann, wenn kein A
hang zu erstellen ist. Um diese Annahme zu 

en die gesetzlichen Vertreter zu 

ob Ereignisse oder Gegebenheiten vorli
gen, die bedeutsame Zweifel an der F
higkeit des Unternehmens zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können, und gegebenenfalls

wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass 
diese den Bestand des Unternehmens g
fährden könnten. 

Eine Bilanzierung unter Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfü
rung der Unternehmenstätigkeit ist unang
messen, wenn die gesetzlichen Vertreter

mit hoher Wahrscheinlichkeit gezwungen 
h. die gesetzlichen Vertreter h

ben keine realistische Alternative hierzu) 

sich dafür entschieden haben,

das gesamte Unternehmen zu liquidieren 
der die Geschäftstätigkeit einzustellen. Diese 
Voraussetzungen sind beispielsweise geg
ben, wenn das Management feststellt, dass 
eine Insolvenzantragspflicht vorliegt, ein I
solvenzantrag gestellt wurde oder ein Inso
venzverfahren über das Vermögen der G
sellschaft eröffnet wurde. 

etter 
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Concern-Annahme 
 

Der Entwurf des IDW Prüfungsstandards: 
„Die Beurteilung der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit im Rahmen der Abschlus
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der die Geschäftstätigkeit einzustellen. Diese 

eispielsweise geg
ben, wenn das Management feststellt, dass 
eine Insolvenzantragspflicht vorliegt, ein I
solvenzantrag gestellt wurde oder ein Inso
venzverfahren über das Vermögen der G
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Eine Bilanzierung unter Anwendung des 
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ben, wenn das Management feststellt, dass 
eine Insolvenzantragspflicht vorliegt, ein In-
solvenzantrag gestellt wurde oder ein Insol-
venzverfahren über das Vermögen der Ge-

 Eine Ausnahme bildet der Sachverhalt, fall
die Going
ziellen Unterstützung des Gesellschafters 
des Unternehmens beruht (z.
sprechende Rangrücktrittserklärungen, Fo
derungsverzichte mit Besserungsschein 
der „harte“ Patronatserklärungen). Sofern 
eine solche
der Erteilung des Bestätigungsvermerks 
nicht vorliegt, können die gesetzlichen Ve
treter nicht von der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit ausgehen.
 
Im Zuge der Neufassung von IDW PS 270 
wurde die Berichterstattungspflicht i
stätigungsvermerk nach § 322 Abs. 2 Satz 
3 HGB in diese Verlautbarung integriert. 
Auffällig ist dabei, dass in einem Bestät
gungsvermerk nach 
fungsstandards
Risiken künftig in einem gesonderten A
schnitt zu ber
 
IDW RS HFA 7 neu gefasst

Das Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland e.
sung seiner Stellungnahme zur Rechnung
legung, „Handelsrechtliche Rechnungsl
gung bei Personenhandelsgesellschaften“ 
(IDW RS
bedeutende Änderung der Neufassung g
genüber der Vorversion besteht in der b
lanziellen Behandlung von aus dem Verm
gen der Personenhandelsgesellschaft g
leisteten Abfindungen an ausscheidende 
Gesellschafter. Dazu stellt der Hauptfac
ausschuss (HFA) nun klar, dass das Au
scheiden des Gesellschafters im Zeitpunkt 
des Ausscheidens e
deln ist. 
 
 

Eine Ausnahme bildet der Sachverhalt, fall
die Going-Concern-
ziellen Unterstützung des Gesellschafters 
des Unternehmens beruht (z.
sprechende Rangrücktrittserklärungen, Fo
derungsverzichte mit Besserungsschein 
der „harte“ Patronatserklärungen). Sofern 
eine solche Verpflichtung bis zum Datum 
der Erteilung des Bestätigungsvermerks 
nicht vorliegt, können die gesetzlichen Ve
treter nicht von der Fortführung der Unte
nehmenstätigkeit ausgehen.

Im Zuge der Neufassung von IDW PS 270 
wurde die Berichterstattungspflicht i
stätigungsvermerk nach § 322 Abs. 2 Satz 
3 HGB in diese Verlautbarung integriert. 
Auffällig ist dabei, dass in einem Bestät
gungsvermerk nach 
fungsstandards über bestandsgefährdende 
Risiken künftig in einem gesonderten A
schnitt zu berichten ist.

IDW RS HFA 7 neu gefasst

Das Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland e. V. (IDW) hat eine Neufa
sung seiner Stellungnahme zur Rechnung
legung, „Handelsrechtliche Rechnungsl
gung bei Personenhandelsgesellschaften“ 
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Nach der künftig vorzugsweise anzuwende
den sogenannten „Verrechnungslösung“ ist 
eine Abfindung, die den 
talanteils eines ausscheidenden Gesellscha
ters übersteigt, mit den Kapitalanteilen der 
verbleibenden Gesellschafter zu verrechnen, 
soweit die Differenz nicht durch vor
Rücklagen 
Kapitalanteile der ve
ter durch die Verrechnung negativ, sind diese 
als „nicht durch Vermögenseinlagen gedeckte 
Abfindungen an ausgeschiedene Gesellscha
ter“ getrennt nach Gesellschaftergruppen am 
Schluss der Bilanz auf der Aktivseite entspr
chend auszuwe
Fall die Kapitalanteile von Kommanditisten 
unter den auf die bedungene Einlage gelei
teten Betrag herabgemindert, ist vorbehal
lich abweichender Regelungen im Gesel
schaftsvertrag davon auszugehen, dass G
winne erst dann wiede
dürfen, wenn die Kapitalanteile wieder den 
Betrag der bedungenen Einlage erreichen. 
Der Betrag, um den die bedungene Einlage 
durch die Verrechnung der Abfindung gemi
dert wurde, ist damit im Ergebnis wie ein 
Verlustvortrag zu behandeln.
 
Alternativ zur Verrechnung eines positiven 
Differenzbetrags mit dem verbleibenden E
genkapital ist es zulässig, die anteilig auf den 
ausscheidenden Gesellschafter entfallenden 
und im Rahmen der Abfindung vergüteten 
stillen Reserven bei den Vermögensgege
ständen zu aktivieren, deren Buchwerte stille 
Reserven enthalten („Aufstockungslösung“). 
Dabei ist auch die nachträgliche (anteilige) 
Aktivierung selbst geschaffener immaterieller 
Vermögensgegenständ
gens und eines
zulässig. Ungeregelt ist die bilanzielle B
handlung in Fällen, in denen die Abfindung 
des ausscheidenden Gesellschafters geringer 
ist als sein Kapitalanteil. Ursache dafür kö
nen stille Lasten im Vermögen der Gesel
schaft, erwartete Verluste oder eine er
te ungünstige Entwicklung der Ertragslage 
der Gesellschaft sein.
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Nach der künftig vorzugsweise anzuwende
den sogenannten „Verrechnungslösung“ ist 
eine Abfindung, die den 
talanteils eines ausscheidenden Gesellscha
ters übersteigt, mit den Kapitalanteilen der 
verbleibenden Gesellschafter zu verrechnen, 
soweit die Differenz nicht durch vor
Rücklagen gedeckt werden kann. Werden die 
Kapitalanteile der ve
ter durch die Verrechnung negativ, sind diese 
als „nicht durch Vermögenseinlagen gedeckte 
Abfindungen an ausgeschiedene Gesellscha
ter“ getrennt nach Gesellschaftergruppen am 
Schluss der Bilanz auf der Aktivseite entspr
chend auszuwe
Fall die Kapitalanteile von Kommanditisten 
unter den auf die bedungene Einlage gelei
teten Betrag herabgemindert, ist vorbehal
lich abweichender Regelungen im Gesel
schaftsvertrag davon auszugehen, dass G
winne erst dann wiede
dürfen, wenn die Kapitalanteile wieder den 
Betrag der bedungenen Einlage erreichen. 
Der Betrag, um den die bedungene Einlage 
durch die Verrechnung der Abfindung gemi
dert wurde, ist damit im Ergebnis wie ein 

lustvortrag zu behandeln.

Alternativ zur Verrechnung eines positiven 
Differenzbetrags mit dem verbleibenden E
genkapital ist es zulässig, die anteilig auf den 
ausscheidenden Gesellschafter entfallenden 
und im Rahmen der Abfindung vergüteten 
stillen Reserven bei den Vermögensgege
tänden zu aktivieren, deren Buchwerte stille 

Reserven enthalten („Aufstockungslösung“). 
Dabei ist auch die nachträgliche (anteilige) 
Aktivierung selbst geschaffener immaterieller 
Vermögensgegenständ
gens und eines
zulässig. Ungeregelt ist die bilanzielle B
handlung in Fällen, in denen die Abfindung 
des ausscheidenden Gesellschafters geringer 
ist als sein Kapitalanteil. Ursache dafür kö
nen stille Lasten im Vermögen der Gesel
schaft, erwartete Verluste oder eine er
te ungünstige Entwicklung der Ertragslage 
der Gesellschaft sein.
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Nach der künftig vorzugsweise anzuwende
den sogenannten „Verrechnungslösung“ ist 
eine Abfindung, die den Buchwert des Kap
talanteils eines ausscheidenden Gesellscha
ters übersteigt, mit den Kapitalanteilen der 
verbleibenden Gesellschafter zu verrechnen, 
soweit die Differenz nicht durch vor

gedeckt werden kann. Werden die 
Kapitalanteile der verbleibenden Gesellscha
ter durch die Verrechnung negativ, sind diese 
als „nicht durch Vermögenseinlagen gedeckte 
Abfindungen an ausgeschiedene Gesellscha
ter“ getrennt nach Gesellschaftergruppen am 
Schluss der Bilanz auf der Aktivseite entspr
chend auszuweisen. Werden in einem solchen 
Fall die Kapitalanteile von Kommanditisten 
unter den auf die bedungene Einlage gelei
teten Betrag herabgemindert, ist vorbehal
lich abweichender Regelungen im Gesel
schaftsvertrag davon auszugehen, dass G
winne erst dann wieder entnommen werden 
dürfen, wenn die Kapitalanteile wieder den 
Betrag der bedungenen Einlage erreichen. 
Der Betrag, um den die bedungene Einlage 
durch die Verrechnung der Abfindung gemi
dert wurde, ist damit im Ergebnis wie ein 

lustvortrag zu behandeln.

Alternativ zur Verrechnung eines positiven 
Differenzbetrags mit dem verbleibenden E
genkapital ist es zulässig, die anteilig auf den 
ausscheidenden Gesellschafter entfallenden 
und im Rahmen der Abfindung vergüteten 
stillen Reserven bei den Vermögensgege
tänden zu aktivieren, deren Buchwerte stille 

Reserven enthalten („Aufstockungslösung“). 
Dabei ist auch die nachträgliche (anteilige) 
Aktivierung selbst geschaffener immaterieller 
Vermögensgegenstände des Anlagever
gens und eines Geschäfts-
zulässig. Ungeregelt ist die bilanzielle B
handlung in Fällen, in denen die Abfindung 
des ausscheidenden Gesellschafters geringer 
ist als sein Kapitalanteil. Ursache dafür kö
nen stille Lasten im Vermögen der Gesel
schaft, erwartete Verluste oder eine er
te ungünstige Entwicklung der Ertragslage 
der Gesellschaft sein. 
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 Auch in diesem Szenario muss der Abfi
dungsvorgang im Abschluss der Gesel
schaft erfolgsneutral bleiben. Dies könnte 
erreicht werden, indem die (negative) Di
ferenz in einen Passivposte
Unterschiedsbetrag aus Abfindung ausg
schiedener Gesellschafter“) nach dem E
genkapital eingestellt und fortentwickelt 
wird. Alternativ kann in Höhe des Diff
renzbetrags auch eine Abstockung bei 
nicht-monetären Vermögensgegenständen 
vorgenomm
 
IDW RS 
tend für nach dem 31.
ginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Eine 
frühere vollumfängliche Erstanwendung der 
Stellungnahme ist zulässig.
 
Entgeltbericht nach § 21 Entgelttran
parenzgesetz
 

Nach dem Gesetz zur Förderung der En
gelttransparenz zwischen Frauen und Mä
nern (Entgelttransparenzgesetz 
TranspG), das bereits am 6.
Kraft getreten ist, müssen bestimmte U
ternehmen in 2018 im Rahmen der Gender
Diversity
Bericht zur Gleichstellung und Entgel
gleichheit von Frauen und Männern 
geltbericht“ 
nehmen mit i.
tigten, die zur Aufstellung eines Lageb
richts nach Handelsgesetzbuch verpf
sind. Der Hauptfachausschuss (HFA) des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsc
land e. V. (IDW) hat sich mit diversen Fr
gen zum Entgeltbericht beschäftigt und d
bei unter anderem 
macht: 
 
Unternehmen, die von der Aufstellung e
Lageberichts befreit sind und auch tatsäc
lich keinen Lagebericht aufstellen, müssen 
keinen Entgeltbericht erstellen. Eine Ang
be darüber im Konzernanhang oder 
lagebericht des befreienden Konzernmu
terunternehmens ist nicht erforderlich. 

Auch in diesem Szenario muss der Abfi
dungsvorgang im Abschluss der Gesel
schaft erfolgsneutral bleiben. Dies könnte 
erreicht werden, indem die (negative) Di
ferenz in einen Passivposte
Unterschiedsbetrag aus Abfindung ausg
schiedener Gesellschafter“) nach dem E
genkapital eingestellt und fortentwickelt 
wird. Alternativ kann in Höhe des Diff
renzbetrags auch eine Abstockung bei 

monetären Vermögensgegenständen 
vorgenommen werden.

 HFA 7 n. F. ist erstmals verpflic
tend für nach dem 31.
ginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Eine 
frühere vollumfängliche Erstanwendung der 
Stellungnahme ist zulässig.

Entgeltbericht nach § 21 Entgelttran
parenzgesetz 

ch dem Gesetz zur Förderung der En
gelttransparenz zwischen Frauen und Mä
nern (Entgelttransparenzgesetz 
TranspG), das bereits am 6.
Kraft getreten ist, müssen bestimmte U
ternehmen in 2018 im Rahmen der Gender
Diversity-Berichterstattu
Bericht zur Gleichstellung und Entgel
gleichheit von Frauen und Männern 
geltbericht“ - erstellen. Dies betrifft Unte
nehmen mit i. d. R. mehr als 500 Beschä
tigten, die zur Aufstellung eines Lageb
richts nach Handelsgesetzbuch verpf
sind. Der Hauptfachausschuss (HFA) des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsc

V. (IDW) hat sich mit diversen Fr
gen zum Entgeltbericht beschäftigt und d
bei unter anderem 

 

Unternehmen, die von der Aufstellung e
Lageberichts befreit sind und auch tatsäc
lich keinen Lagebericht aufstellen, müssen 
keinen Entgeltbericht erstellen. Eine Ang
be darüber im Konzernanhang oder 
lagebericht des befreienden Konzernmu
terunternehmens ist nicht erforderlich. 

Auch in diesem Szenario muss der Abfi
dungsvorgang im Abschluss der Gesel
schaft erfolgsneutral bleiben. Dies könnte 
erreicht werden, indem die (negative) Di
ferenz in einen Passivposten („negativer 
Unterschiedsbetrag aus Abfindung ausg
schiedener Gesellschafter“) nach dem E
genkapital eingestellt und fortentwickelt 
wird. Alternativ kann in Höhe des Diff
renzbetrags auch eine Abstockung bei 

monetären Vermögensgegenständen 
den. 

F. ist erstmals verpflic
tend für nach dem 31. Dezember
ginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Eine 
frühere vollumfängliche Erstanwendung der 
Stellungnahme ist zulässig. 

Entgeltbericht nach § 21 Entgelttran

ch dem Gesetz zur Förderung der En
gelttransparenz zwischen Frauen und Mä
nern (Entgelttransparenzgesetz 
TranspG), das bereits am 6.
Kraft getreten ist, müssen bestimmte U
ternehmen in 2018 im Rahmen der Gender

erstattung erstmals einen 
Bericht zur Gleichstellung und Entgel
gleichheit von Frauen und Männern 

erstellen. Dies betrifft Unte
R. mehr als 500 Beschä

tigten, die zur Aufstellung eines Lageb
richts nach Handelsgesetzbuch verpf
sind. Der Hauptfachausschuss (HFA) des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsc

V. (IDW) hat sich mit diversen Fr
gen zum Entgeltbericht beschäftigt und d
bei unter anderem Folgendes bekannt g

Unternehmen, die von der Aufstellung e
Lageberichts befreit sind und auch tatsäc
lich keinen Lagebericht aufstellen, müssen 
keinen Entgeltbericht erstellen. Eine Ang
be darüber im Konzernanhang oder 
lagebericht des befreienden Konzernmu
terunternehmens ist nicht erforderlich. 

Auch in diesem Szenario muss der Abfin-
dungsvorgang im Abschluss der Gesel
schaft erfolgsneutral bleiben. Dies könnte 
erreicht werden, indem die (negative) Di

n („negativer 
Unterschiedsbetrag aus Abfindung ausg
schiedener Gesellschafter“) nach dem E
genkapital eingestellt und fortentwickelt 
wird. Alternativ kann in Höhe des Diff
renzbetrags auch eine Abstockung bei 

monetären Vermögensgegenständen 

F. ist erstmals verpflich-
Dezember 2018 b

ginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Eine 
frühere vollumfängliche Erstanwendung der 

Entgeltbericht nach § 21 Entgelttran

ch dem Gesetz zur Förderung der En
gelttransparenz zwischen Frauen und Män-
nern (Entgelttransparenzgesetz – Entg-
TranspG), das bereits am 6. Juli 2017 in 
Kraft getreten ist, müssen bestimmte Un-
ternehmen in 2018 im Rahmen der Gender

ng erstmals einen 
Bericht zur Gleichstellung und Entgel
gleichheit von Frauen und Männern – „En

erstellen. Dies betrifft Unte
R. mehr als 500 Beschä

tigten, die zur Aufstellung eines Lageb
richts nach Handelsgesetzbuch verpflichtet 
sind. Der Hauptfachausschuss (HFA) des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsch-

V. (IDW) hat sich mit diversen Fr
gen zum Entgeltbericht beschäftigt und d

olgendes bekannt g

Unternehmen, die von der Aufstellung eines 
Lageberichts befreit sind und auch tatsäch-
lich keinen Lagebericht aufstellen, müssen 
keinen Entgeltbericht erstellen. Eine Ang
be darüber im Konzernanhang oder 
lagebericht des befreienden Konzernmu
terunternehmens ist nicht erforderlich.  

 

n-
dungsvorgang im Abschluss der Gesell-
schaft erfolgsneutral bleiben. Dies könnte 
erreicht werden, indem die (negative) Dif-

n („negativer 
Unterschiedsbetrag aus Abfindung ausge-
schiedener Gesellschafter“) nach dem Ei-
genkapital eingestellt und fortentwickelt 
wird. Alternativ kann in Höhe des Diffe-
renzbetrags auch eine Abstockung bei 

monetären Vermögensgegenständen 

h-
2018 be-

ginnende Geschäftsjahre anzuwenden. Eine 
frühere vollumfängliche Erstanwendung der 

Entgeltbericht nach § 21 Entgelttrans-

ch dem Gesetz zur Förderung der Ent-
n-
g-

2017 in 
n-

ternehmen in 2018 im Rahmen der Gender-
ng erstmals einen 

Bericht zur Gleichstellung und Entgelt-
„Ent-

erstellen. Dies betrifft Unter-
R. mehr als 500 Beschäf-

tigten, die zur Aufstellung eines Lagebe-
lichtet 

sind. Der Hauptfachausschuss (HFA) des 
h-

V. (IDW) hat sich mit diversen Fra-
gen zum Entgeltbericht beschäftigt und da-

olgendes bekannt ge-

ines 
h-

lich keinen Lagebericht aufstellen, müssen 
keinen Entgeltbericht erstellen. Eine Anga-
be darüber im Konzernanhang oder -
lagebericht des befreienden Konzernmut-

 



 

 

  
  
 

 

 

 

 NEWS

 Ausgabe 
  

HGB 
 

Stellt ein Unternehmen trotz Befreiung einen 
Lagebericht auf, muss es auch einen Entgel
bericht erstellen. Unternehmen, die nur von 
der Offenlegung, nicht aber von der Aufste
lung eines Lageberichts befreit sind, müssen 
einen Entgeltbericht erstel
nicht offenlegen. Eine Entgeltberichtspflicht 
besteht nur unmittelbar auf Unternehmen
ebene, auf Konzernebene entfällt diese
 
Unternehmen, die nach dem Publizitätsge
lageberichtspflichtig sind
richt ausschließlich auf
oder
der einen solchen freiwillig aufstellen, mü
sen keinen Entgeltbericht erstellen. 
 
Im Entgeltbericht sind die Maßnahmen des 
Unternehmens zur Förderung der Gleichste
lung von Frauen und Männern,
im Arbeitsalltag beim Unternehmen, und d
ren Wirkung darzustellen. Darüber hinaus 
sind die Maßnahmen darzustellen, die der 
Einhaltung und Förderung der Entgeltgleic
heit zwischen Frauen und Männern dienen. 
Hierunter können Informationen über 
spruch genommene Auskunftsverlangen oder 
über betriebliche Prüfverfahren fallen. We
den keine solchen Maßnahmen durchgeführt, 
ist dies nachvollziehbar zu begründen. Die 
durchschnittliche Gesamtzahl der Beschäfti
ten sowie die durchschnittliche Zahl de
zeit-
weils differenziert nach Geschlecht anzug
ben. Ab dem zweiten Entgeltbericht ist a
ßerdem darzustellen, wie sich die statist
schen Angaben im Vergleich zum letzten 
richt verändert haben.
 
Der erste Entgelt
len. Der Berichtszeitraum umfasst sowohl für 
die Maßnahmen als auch für die statistischen 
Angaben nur ein Jahr, nämlich das Kalende
jahr 2016.
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Angaben nur ein Jahr, nämlich das Kalender-
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Unternehmens dem Kalenderjahr entspricht 
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gelungen auch tatsächlich anwenden, mü
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stellen, ansonsten alle drei Jahre. In jedem 
Fall ist üb
gesamten fünf
zeitraums zu berichten, während die stati
tischen Angaben nur für das jeweils letzte 
Kalenderjahr im Berichtszeitraum gemacht 
werden müssen. Der zweite Entgeltbericht 
umfasst deshalb nac
als Berichtszeitraum die Kalenderjahre 
2017 bis 2021 bzw. 2017 bis 2019, wied
rum unabhängig vom Geschäftsjahr des 
Unternehmens.
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die Vorschriften zum Lagebericht und die 
damit verbundenen Rechtsfolgen nicht; in
besonde
lung des Lageberichts 
Prüfungspflicht durch den Abschlussprüfer.

Dies gilt nach Auffassung des HFA una
hängig davon, ob das Geschäftsjahr des 

ehmens dem Kalenderjahr entspricht 
oder nicht. Arbeitgeber, die tarifgebunden 
oder tarifanwendend sind und tarifliche R
gelungen auch tatsächlich anwenden, mü
sen den Entgeltbericht alle fünf Jahre e

len, ansonsten alle drei Jahre. In jedem 
Fall ist über die Maßn
gesamten fünf- bzw. dreijährigen Bericht
zeitraums zu berichten, während die stati
tischen Angaben nur für das jeweils letzte 
Kalenderjahr im Berichtszeitraum gemacht 
werden müssen. Der zweite Entgeltbericht 
umfasst deshalb nac
als Berichtszeitraum die Kalenderjahre 
2017 bis 2021 bzw. 2017 bis 2019, wied
rum unabhängig vom Geschäftsjahr des 
Unternehmens. 

Der Entgeltbericht ist dem nächsten Lag
bericht, der dem jeweiligen Berichtszei
raum folgt, als Anlage be
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Ledi
lich eine Veröffentlichung auf der Interne
seite des Unternehmens reicht nicht aus. 
Laut HFA ist bei kalenderjahrgleichem G
schäftsjahr der erste Entgeltbericht dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2
in 2018 aufzustellen und offenzulegen ist, 
als Anlage beizufügen. Bei kalenderjah
gleichem Geschäftsjahr ist der zweite En
geltbericht, falls er die Kalenderjahre 2017 
bis 2021 umfasst, dem Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2022, bzw., falls er di
lenderjahre 2017 bis 2019 umfasst, dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2020 be
zufügen. Der Entgeltbericht ist kein B
standteil des Lageberichts. Deshalb gelten 
die Vorschriften zum Lagebericht und die 
damit verbundenen Rechtsfolgen nicht; in
besondere gilt weder die Frist zur Aufste
lung des Lageberichts 
Prüfungspflicht durch den Abschlussprüfer.

Dies gilt nach Auffassung des HFA una
hängig davon, ob das Geschäftsjahr des 

ehmens dem Kalenderjahr entspricht 
oder nicht. Arbeitgeber, die tarifgebunden 
oder tarifanwendend sind und tarifliche R
gelungen auch tatsächlich anwenden, mü
sen den Entgeltbericht alle fünf Jahre e

len, ansonsten alle drei Jahre. In jedem 
er die Maßnahmen während des 

bzw. dreijährigen Bericht
zeitraums zu berichten, während die stati
tischen Angaben nur für das jeweils letzte 
Kalenderjahr im Berichtszeitraum gemacht 
werden müssen. Der zweite Entgeltbericht 
umfasst deshalb nach Auffassung des HFA 
als Berichtszeitraum die Kalenderjahre 
2017 bis 2021 bzw. 2017 bis 2019, wied
rum unabhängig vom Geschäftsjahr des 

Der Entgeltbericht ist dem nächsten Lag
bericht, der dem jeweiligen Berichtszei
raum folgt, als Anlage beizufügen und im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Ledi
lich eine Veröffentlichung auf der Interne
seite des Unternehmens reicht nicht aus. 
Laut HFA ist bei kalenderjahrgleichem G
schäftsjahr der erste Entgeltbericht dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2
in 2018 aufzustellen und offenzulegen ist, 
als Anlage beizufügen. Bei kalenderjah
gleichem Geschäftsjahr ist der zweite En
geltbericht, falls er die Kalenderjahre 2017 
bis 2021 umfasst, dem Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2022, bzw., falls er di
lenderjahre 2017 bis 2019 umfasst, dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2020 be
zufügen. Der Entgeltbericht ist kein B
standteil des Lageberichts. Deshalb gelten 
die Vorschriften zum Lagebericht und die 
damit verbundenen Rechtsfolgen nicht; in

re gilt weder die Frist zur Aufste
lung des Lageberichts noch b
Prüfungspflicht durch den Abschlussprüfer.

Dies gilt nach Auffassung des HFA una
hängig davon, ob das Geschäftsjahr des 

ehmens dem Kalenderjahr entspricht 
oder nicht. Arbeitgeber, die tarifgebunden 
oder tarifanwendend sind und tarifliche R
gelungen auch tatsächlich anwenden, mü
sen den Entgeltbericht alle fünf Jahre e

len, ansonsten alle drei Jahre. In jedem 
ahmen während des 

bzw. dreijährigen Bericht
zeitraums zu berichten, während die stati
tischen Angaben nur für das jeweils letzte 
Kalenderjahr im Berichtszeitraum gemacht 
werden müssen. Der zweite Entgeltbericht 

h Auffassung des HFA 
als Berichtszeitraum die Kalenderjahre 
2017 bis 2021 bzw. 2017 bis 2019, wied
rum unabhängig vom Geschäftsjahr des 

Der Entgeltbericht ist dem nächsten Lag
bericht, der dem jeweiligen Berichtszei

izufügen und im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Ledi
lich eine Veröffentlichung auf der Interne
seite des Unternehmens reicht nicht aus. 
Laut HFA ist bei kalenderjahrgleichem G
schäftsjahr der erste Entgeltbericht dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017, der 
in 2018 aufzustellen und offenzulegen ist, 
als Anlage beizufügen. Bei kalenderjah
gleichem Geschäftsjahr ist der zweite En
geltbericht, falls er die Kalenderjahre 2017 
bis 2021 umfasst, dem Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2022, bzw., falls er die K
lenderjahre 2017 bis 2019 umfasst, dem 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2020 be
zufügen. Der Entgeltbericht ist kein B
standteil des Lageberichts. Deshalb gelten 
die Vorschriften zum Lagebericht und die 
damit verbundenen Rechtsfolgen nicht; in

re gilt weder die Frist zur Aufste
noch besteht eine 

Prüfungspflicht durch den Abschlussprüfer.

 

Dies gilt nach Auffassung des HFA unab-
hängig davon, ob das Geschäftsjahr des 

ehmens dem Kalenderjahr entspricht 
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Verfassungswidrigkeit der Grundste
er 
 
Das BVerfG hat am 10. April 
scheidung zur Einheitsbewertung für 
messung der Grundsteuer verkündet. Nach 
Auffassung der Richter sind die Regelungen 
zur Einheitsbewertung von Grundvermögen 
in den alten Bundesländern jedenfalls seit 
dem Beginn des Jahres 2002 mit dem allg
meinen Gleichheitssatz unvereinbar und ve
fassungswidrig. Das Gericht hat dem Geset
geber aufgegeben, bis Ende 2019 eine Ne
regelung zu treffen, die dann ab spätestens 
2025 gelten muss. Sofern nicht bis Ende 
2019 eine Neuregelung getroffen wurde, ist 
die alte Regelung ab 2020 nicht mehr anz
wenden. 
nen, dass der Gesetzgeber diese Frist ve
streichen lässt.
 
Die Grundsteuer beträgt derzeit etwa 
EUR
Steuer ausschließlich den Gemeinden zu. Die 
Neuregelung muss daher die Interessen
Kommunen angemessen berücksichtigen. 
Aber auch alle Mieter und Eigenheimbesitzer 
sind von der Grundsteuer und einer etwaigen 
Neuregelung betroffen, da die Grundsteuer 
üblicherweise auf die Miete umgelegt wird 
oder von den Eigenheimbesitzern getragen 
werden muss. Derzeit werden verschiedene 
Modelle für eine Neuregelung diskutiert, wie 
z. B.:
 
· Bodenwertsteuer: Danach wird die Grun

steuer ausschließlich auf der Grundlage 
der Bodenrichtwerte erhoben. Die Art und 
der Umfang der Bebauung spielen bei der 
Grun
darin, dass die Bodenrichtwerte im Allg
meinen aktuell verfügbar sind. Darüber 
hinaus sehen verschiedene Politiker eine 
Möglichkeit, die Spekulation von Grun
stücken einzudämmen, da unbebaute 
Grundstücke damit signifi
bisher belastet werden.
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Das BVerfG hat am 10. April 
scheidung zur Einheitsbewertung für 
messung der Grundsteuer verkündet. Nach 
Auffassung der Richter sind die Regelungen 
zur Einheitsbewertung von Grundvermögen 
in den alten Bundesländern jedenfalls seit 
dem Beginn des Jahres 2002 mit dem allg
meinen Gleichheitssatz unvereinbar und ve

ssungswidrig. Das Gericht hat dem Geset
geber aufgegeben, bis Ende 2019 eine Ne
regelung zu treffen, die dann ab spätestens 
2025 gelten muss. Sofern nicht bis Ende 
2019 eine Neuregelung getroffen wurde, ist 
die alte Regelung ab 2020 nicht mehr anz
wenden. Es ist jedoch nicht damit zu rec
nen, dass der Gesetzgeber diese Frist ve
streichen lässt. 

Die Grundsteuer beträgt derzeit etwa 
EUR 14 pro Jahr und fließt als kommunale 
Steuer ausschließlich den Gemeinden zu. Die 
Neuregelung muss daher die Interessen
Kommunen angemessen berücksichtigen. 
Aber auch alle Mieter und Eigenheimbesitzer 
sind von der Grundsteuer und einer etwaigen 
Neuregelung betroffen, da die Grundsteuer 
üblicherweise auf die Miete umgelegt wird 
oder von den Eigenheimbesitzern getragen 

erden muss. Derzeit werden verschiedene 
Modelle für eine Neuregelung diskutiert, wie 

B.: 

Bodenwertsteuer: Danach wird die Grun
steuer ausschließlich auf der Grundlage 
der Bodenrichtwerte erhoben. Die Art und 
der Umfang der Bebauung spielen bei der 
Grundsteuer keine Rolle. Der Vorteil liegt 
darin, dass die Bodenrichtwerte im Allg
meinen aktuell verfügbar sind. Darüber 
hinaus sehen verschiedene Politiker eine 
Möglichkeit, die Spekulation von Grun
stücken einzudämmen, da unbebaute 
Grundstücke damit signifi
bisher belastet werden.
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messung der Grundsteuer verkündet. Nach 
Auffassung der Richter sind die Regelungen 
zur Einheitsbewertung von Grundvermögen 
in den alten Bundesländern jedenfalls seit 
dem Beginn des Jahres 2002 mit dem allg
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2019 eine Neuregelung getroffen wurde, ist 
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zur Einheitsbewertung von Grundvermögen 
in den alten Bundesländern jedenfalls seit 
dem Beginn des Jahres 2002 mit dem allg
meinen Gleichheitssatz unvereinbar und ve
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2019 eine Neuregelung getroffen wurde, ist 
die alte Regelung ab 2020 nicht mehr anz
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sind von der Grundsteuer und einer etwaigen 
Neuregelung betroffen, da die Grundsteuer 
üblicherweise auf die Miete umgelegt wird 
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Bodenwertsteuer: Danach wird die Grun
steuer ausschließlich auf der Grundlage 
der Bodenrichtwerte erhoben. Die Art und 
der Umfang der Bebauung spielen bei der 

dsteuer keine Rolle. Der Vorteil liegt 
darin, dass die Bodenrichtwerte im Allg
meinen aktuell verfügbar sind. Darüber 
hinaus sehen verschiedene Politiker eine 
Möglichkeit, die Spekulation von Grun
stücken einzudämmen, da unbebaute 
Grundstücke damit signifikant höher als 
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Bodenwertsteuer: Danach wird die Grund-
steuer ausschließlich auf der Grundlage 
der Bodenrichtwerte erhoben. Die Art und 
der Umfang der Bebauung spielen bei der 

dsteuer keine Rolle. Der Vorteil liegt 
darin, dass die Bodenrichtwerte im Allge-
meinen aktuell verfügbar sind. Darüber 
hinaus sehen verschiedene Politiker eine 
Möglichkeit, die Spekulation von Grund-
stücken einzudämmen, da unbebaute 
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 · Südländermodell: Danach wird neben 
dem Bodenrichtwert auch die Nutzfläche 
des Gebäudes mit in die Bemessung
grundlage eingerechnet. Der Wert des 
Gebäudes wird dagegen nicht berüc
sichtigt.

 
Die Regierungsvertreter so
tiker betonen derweil, dass eine Neureg
lung nicht zu einer Steuererhöhung führen 
darf. Das Thema ist unter anderem politisch 
sensibel, da in den letzten Jahren die Mi
ten rasant gestiegen sind und eine weitere 
Erhöhung, die nur aufgrund ein
steuerreform erfolgt, auf wenig Verständnis 
stoßen dürfte.
 
Teilweise Entschärfung der Regelu
gen zur Erstattung von Kapitalertra
steuern
 
Der EUGH hat mit Urteil vom 20.
ber 2017 entschieden, dass § 50d Abs. 3 
EStG in der Fassung aus 2007 un
rechtswidrig ist. In § 50d Abs. 3 EStG wird 
geregelt, dass z.
pitalertragsteuer an eine ausländische Mu
tergesellschaft aufgrund von vorher durc
geführten Ausschüttungen nur erfolgen 
kann, soweit die Muttergesellschaft eine 
wirtschaftliche Substanz aufweist. Auf eine 
Missbrauchsabsicht kommt es danach nicht 
an. Das gilt selbst dann, wenn die jeweil
gen Doppelbesteuerungsabkommen und 
EU-Mutter
dige Freistellung von Kapitalerträgen vo
sahen. Die
§ 50d Abs. 3 EStG führte
zu, dass 
ständige
deutsche Fiskus von den ausschüttenden 
inländischen Gesellschaften Kapitalertra
steuer nacher
die ausländische Muttergesellschaft verwe
gerte. 
 
Zum o. g. Urteil hat sich nunmehr das BMF 
mit einem Schreiben 
äußert. 
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Missbrauchsabsicht kommt es danach nicht 
an. Das gilt selbst dann, wenn die jeweil
gen Doppelbesteuerungsabkommen und 

Richtlinie eine vollstä
dige Freistellung von Kapitalerträgen vo

se einschränkende Regelung des 
§ 50d Abs. 3 EStG führte in der

Vielzahl von Fällen
Freistellung ins Leere lief und der 

deutsche Fiskus von den ausschüttenden 
ländischen Gesellschaften Kapitalertra

hob oder die Erstattung an 
die ausländische Muttergesellschaft verwe

g. Urteil hat sich nunmehr das BMF 
mit einem Schreiben vom 4. April 

Südländermodell: Danach wird neben 
dem Bodenrichtwert auch die Nutzfläche 
des Gebäudes mit in die Bemessung
grundlage eingerechnet. Der Wert des 
Gebäudes wird dagegen nicht berüc

wie andere Pol
tiker betonen derweil, dass eine Neureg
lung nicht zu einer Steuererhöhung führen 
darf. Das Thema ist unter anderem politisch 
sensibel, da in den letzten Jahren die Mi
ten rasant gestiegen sind und eine weitere 
Erhöhung, die nur aufgrund einer Grund-
steuerreform erfolgt, auf wenig Verständnis 
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Steuer News
 

Danach werden die einschränkenden Reg
lungen des § 50d Abs. 3 EStG 
und teilweise aufgehoben und entschärft. 
Eine vollständige Aufhebung erfolgte jedoch 
nicht, sondern die Regelung ist eing
schränkt weiterhin anwendbar. Darüber 
hinaus obliegt es 
Steuerpflichtigen
Voraussetzungen des § 50d Abs. 3 EStG 
nicht vorliegen und mithin ein Recht auf 
teilweise oder vollständige Freistellung oder 
Erstattung der Kapital
Abschließend ist auch darauf hinzuweisen
dass
trag
lichen Regelungen zu Quel
lensteuereinbe
zahlungen unverändert bleiben.
 
Steuerfalle Kryptowährungen
 
Bei Investitionen in Kryptowährungen ist 
nach Mitteilung des Bankenverbands vom 
12. April 
 
Waren diese bisher ein Nischenphänomen, 
so hat der steile Kursanstieg von Bitcoin 
und anderen Kryptowährungen auch andere 
Anleger zum Kauf ani
 
Aber: Die Geldbestände in virtuellen Wä
rungen werden rechtlich weder als (Fr
Währung, noch als Kapitalanlage, sondern 
als sonstige Wirtschaftsgüter behandelt. 
Gewinne und Verluste können daher für die 
Steuererklärung relevant sein. Werden etwa 
Bitcoins innerhalb der Jahresfrist mit G
winn verkauft, handelt es sich dabei um 
Spekulationsgewinne, die dem regulären 
Einkommensteuersatz unterliegen. Ob di
ser Veräußerungsgewinn durch Umtausch, 
beim Einkaufen oder an der Börse entsteht, 
macht aus Sicht des Finanzamts keinen U
terschied. Wer in eine virtuelle Währung i
vestiert hat, s
vorgang dokumentieren. Denn um den zu 
versteuernden Betrag zu ermitteln, braucht 
man die Anschaffungskosten.
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lungen des § 50d Abs. 3 EStG 
und teilweise aufgehoben und entschärft. 
Eine vollständige Aufhebung erfolgte jedoch 
nicht, sondern die Regelung ist eing
schränkt weiterhin anwendbar. Darüber 
hinaus obliegt es 
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Voraussetzungen des § 50d Abs. 3 EStG 
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Danach werden die einschränkenden Reg
lungen des § 50d Abs. 3 EStG 
und teilweise aufgehoben und entschärft. 
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beim Einkaufen oder an der Börse entsteht, 
macht aus Sicht des Finanzamts keinen U
terschied. Wer in eine virtuelle Währung i

ollte daher den Anschaffung
vorgang dokumentieren. Denn um den zu 
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man die Anschaffungskosten.
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Danach werden die einschränkenden Reg
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und teilweise aufgehoben und entschärft. 
Eine vollständige Aufhebung erfolgte jedoch 
nicht, sondern die Regelung ist eing
schränkt weiterhin anwendbar. Darüber 

wie bisher auch 
nachzuweisen, dass die 

Voraussetzungen des § 50d Abs. 3 EStG 
nicht vorliegen und mithin ein Recht auf 
teilweise oder vollständige Freistellung oder 
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Danach werden die einschränkenden Rege-
modifiziert 

und teilweise aufgehoben und entschärft. 
Eine vollständige Aufhebung erfolgte jedoch 
nicht, sondern die Regelung ist einge-
schränkt weiterhin anwendbar. Darüber 
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vorgang dokumentieren. Denn um den zu 
versteuernden Betrag zu ermitteln, braucht 

 Die gute Nachricht: Gewinne können mit Ve
lusten aus anderen Spekulationsgeschäften 
im selben Jahr verrechnet werden.
der Geschäfte mindern den Gewinn bzw. e
höhen den Verlust. Und wenn trotzdem noch 
ein steuerlicher Gewinn entstanden ist, gilt 
eine Freigrenze von 

Die gute Nachricht: Gewinne können mit Ve
lusten aus anderen Spekulationsgeschäften 
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eine Freigrenze von EUR 

Die gute Nachricht: Gewinne können mit Ve
lusten aus anderen Spekulationsgeschäften 
im selben Jahr verrechnet werden.
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ein steuerlicher Gewinn entstanden ist, gilt 

EUR 600. 

Die gute Nachricht: Gewinne können mit Ve
lusten aus anderen Spekulationsgeschäften 
im selben Jahr verrechnet werden. Kosten 
der Geschäfte mindern den Gewinn bzw. e
höhen den Verlust. Und wenn trotzdem noch 
ein steuerlicher Gewinn entstanden ist, gilt 

 

Die gute Nachricht: Gewinne können mit Ver-
lusten aus anderen Spekulationsgeschäften 

Kosten 
der Geschäfte mindern den Gewinn bzw. er-
höhen den Verlust. Und wenn trotzdem noch 
ein steuerlicher Gewinn entstanden ist, gilt 

 



 

 

  
  
 

 

 

 

 NEWS

 Ausgabe 
  

IT 
 

DATEV Unternehmen online: Mode
nisiertes Kassenbuch online und 
neue Version 
 
Seit dem Frühjahr 2018 stellt die DATEV die 
neuen Versionen von 
sowie von 
fügung.
 
DATEV Unternehmen online unterstützt z
Zeitpunkt der Freigabe der neuen Version 
von Belege und Bank
ternet Explorer 11 auch Google Chrome für 
Windows und macOS (in Verbindung mit 
SmartLogin). Ab diesem Zeitpunkt können 
also auch 
Unternehmen online arbeiten und darüber 
digital Daten mit Ihrer Kanzlei austau
 
Weiterführende Informationen zum Kasse
buch online finden Sie unter
www.datev.de/kassenbuch
 
Weiterführende Informationen zu Belege 
und Bank online finden Sie unter
www.datev.de/belege
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neue Version 

Seit dem Frühjahr 2018 stellt die DATEV die 
neuen Versionen von 
sowie von Belege und Bank online
fügung. 

DATEV Unternehmen online unterstützt z
Zeitpunkt der Freigabe der neuen Version 
von Belege und Bank
ternet Explorer 11 auch Google Chrome für 
Windows und macOS (in Verbindung mit 
SmartLogin). Ab diesem Zeitpunkt können 
also auch Apple 
Unternehmen online arbeiten und darüber 
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DATEV Unternehmen online: Mode
nisiertes Kassenbuch online und 
neue Version Belege und Bank online

Seit dem Frühjahr 2018 stellt die DATEV die 
neuen Versionen von Kassenbuch online

Belege und Bank online

DATEV Unternehmen online unterstützt z
Zeitpunkt der Freigabe der neuen Version 
von Belege und Bank online neben dem I
ternet Explorer 11 auch Google Chrome für 
Windows und macOS (in Verbindung mit 
SmartLogin). Ab diesem Zeitpunkt können 

Apple Mac-Anwender mit DATEV 
Unternehmen online arbeiten und darüber 
digital Daten mit Ihrer Kanzlei austau

Weiterführende Informationen zum Kasse
buch online finden Sie unter
www.datev.de/kassenbuch-online

Weiterführende Informationen zu Belege 
und Bank online finden Sie unter
www.datev.de/belege-bank 
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 Reise- und Belegdaten von Dienstre
sen 
 
Mit dem Modul "Meine Reisen“ erfassen A
beitnehmer im Portal Arbeitnehmer online 
Reise- und Belegdaten von Dienstreisen onl
ne. 
 
Die Daten werde
Rechenzentrum an DATEV Reisekosten cla
sic übermittelt. Nach der Abrechnung der 
Reisekosten wird das Dokument zur Reis
kostenabrechnung im Portal zur Verfügung 
gestellt. 
 
Um DATEV Arbeitnehmer online "Meine Re
sen“ zu nutzen, müssen Sie 
einmalig aus DATEV Reisekosten classic fre
schalten. 
 
Die Leistungen im Überblick:
 
· Arbeitnehmer erfassen Reise

daten online.
· Nach der Abrechnung werden die Dok

mente zur Reisekostenabrechnung dem 
Arbeitnehmer im Portal bereitgest

· Die Dokumente werden 10 Jahre lang im 
Portal gespeichert.

· Wichtige Hinweise, z. B. zu Reiserichtl
nien, können direkt im Portal entweder für 
alle oder nur für einzelne Arbeitnehmer 
eingestellt werden.

 
Die Registrierungsübersicht in DATEV Reis
kosten classic zeigt den aktuellen Status der 
Mitarbeiter
sen" sowie bereitgestellte Dokumente.
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